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Schwerpunkt

Digitalisierung für alle?  
Über eine Debatte, die alle  

mitnehmen muss

KOMMENTAR

D ie Digitalisierung von Justiz und 
Anwaltschaft ist in aller Munde 
— geprägt wird die Debatte aller-
dings von der Stimme der digital-

affinen Avantgarde: der Anwältinnen und 
Anwälte, die KI-Modelle testen, Prompts 
optimieren und über „fully deterministic 
legal models“ in internationalen Fachpubli-
kationen lesen. Sie setzen die Agenda und 
bestimmen Diskussionen auf Veranstaltun-
gen und in immer neuen Zeitschriften zu 
Legal Tech, KI und Digitalisierung, die wie 
Pilze aus dem verlegerischen Boden schießen. 
Es gibt aber einen weißen Elefanten in die-
sem Debattenraum: Die Mehrheit der deut-
schen Anwaltschaft, die am Diskurs selten 
teilnimmt und in ihm kaum vorkommt. Das 
ist kein Vorwurf an die Pioniere. Neue Tech-
nologien brauchen Enthusiasten, und die Bei-
träge dieses Anwaltsblatts belegen, wie tiefgreifend die Verän-
derungen sind, die Digitalisierung und KI zum Beispiel im Kanz-
leibetrieb, Strafprozess und Verfahrensrecht auslösen. 

Gleichwohl: Wer die Digitalisierungsdebatte der Anwaltschaft 
beobachtet, die gerne in der digitalen Blase der sozialen Medien 
geführt wird, gewinnt bisweilen den Eindruck, sie finde in einer 
Parallelwelt statt. Dort operieren Kanzleien mit hochentwickel-

ten KI-Stacks, ist die „AI-powered law firm“ die Messlatte des 
Fortschritts, ist jeder, der noch kein Sprachmodell in seinen 
Workflow integriert hat, bereits ein Nachzügler. In der Realität 
des Berufs — beim Einzelanwalt in der Kleinstadt, in der mit-
telständischen Kanzlei ohne IT-Abteilung, bei der Verbraucher-
anwältin, die engagiert Mandanten berät, die Mühe haben, Ver-
tretung zu finden — sieht es anders aus. Nicht weil es an Inter-
esse mangelt. Sondern weil Infrastruktur, Zeit, Ressourcen und 
nicht zuletzt verlässliche Information fehlen. Dabei geht es nicht 
allein um die Anwaltschaft. Es geht auch um ihre Mandant-
schaft. Wird künftig jeder in einer Kanzlei beraten werden, die 
KI-gestützt recherchiert, Schriftsätze optimiert und Verfahrens-
risiken modelliert? Oder wird so mancher nehmen müssen, was 
erreichbar und erschwinglich ist? Wenn die Digitalisierung die 

Leistungsfähigkeit von Kanzleien noch stär-
ker als bislang in der analogen Welt differen-
ziert, ohne dass Antworten auf diese Sprei-
zung gefunden werden, wird aus einem Qua-
litätsproblem auch ein Gerechtigkeitsprob-
lem. Der Zugang zum Recht droht in einer 
neuen Dimension noch ungleicher zu wer-
den als er ohnehin schon ist – welche Kanz-
lei kann man sich leisten und welche Kanzlei 
kann sich leisten, „digital“ zu sein.

Die Digitalisierungsdebatte muss deshalb 
„inklusiver“ werden. Nicht in dem Sinne, 
dass man den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner zum Standard erklärt und Innovation 
bremst. Wohl aber in dem Sinne, dass Fortbil-
dungsangebote, berufsrechtliche Konkreti-
sierungen und technische Mindeststandards 
so gestaltet werden, dass sie die gesamte 
Anwaltschaft erreichen — und nicht nur jene, 

die ohnehin bereits im nächsten Schritt denken. Darüber hin-
aus bedarf die Digitalisierungsdiskussion mehr Ehrlichkeit über 
die Grenzen des Machbaren. Nicht jede Kanzlei wird zur „tech-
nology-only legal practice“. Nicht jedes Mandat verträgt digi-
tale Vollautomation. Nicht jeder Mandant will Lebensprob-
leme über Smartphone-Screens, Eingabemasken und KI-Agen-
ten gelöst sehen.

Berufsorganisationen und Berufsrecht haben in diesem Span-
nungsfeld eine wichtige Aufgabe: Die Berufsorganisationen 
nicht als Technologiebremser, sondern als Anwalt ihrer Mit-
glieder, die mit Chancen und Risiken neuer Werkzeuge umge-
hen müssen – ohne stets die Expertise zu haben, sie beurteilen, 
und ohne die Ressourcen zu besitzen, jede Innovation sofort 
mitgehen zu können. Das Berufsrecht, das technikneutral kon-
zipiert ist und das deshalb für die digitale Berufswelt möglicher-
weise punktuell mit neuen Inhalten gefüllt werden muss, ohne 
hierbei in ängstlichen Aktionismus zu verfallen: Nachzudenken 
ist über konkretisierte Fortbildungspflichten, die auch digitale 
Kompetenzen erfassen. Über klarere Maßstäbe für die Über-
prüfungspflicht KI-generierter Inhalte. Über satzungsrechtli-
che Konkretisierungen, die nicht auf den Idealtypus der techno-
logieaffinen Großkanzlei zugeschnitten sind, sondern die Viel-
falt des Berufsstands abbilden. Und darüber, wie Berufsrecht die 
Gerechtigkeitsdimension technologischen Wandels für Rechtsu-
chende nicht der rechtspolitischen Diskussion überlässt, son-
dern selbst mitdenkt.

Feedback an anwaltsblatt@anwaltverein.de

Prof. Dr. Matthias Kilian  
Direktor des Instituts für Anwaltsrecht 

der Universität zu Köln sowie des 
Soldan Instituts, Köln

Nicht jede Kanzlei wird zur  
‚technology-only legal practice‘.

Im Juni ist es so weit. Wir laden Sie vom 10. bis 12. Juni zum Deutschen Anwaltstag 2026 nach 
Freiburg ein – diesmal in einem neuen Gewand: Mit den 4 neuen „Tracks” Rechtspolitik / Zukunft 
/ Netzwerk / Workshops werden anwaltliche Fortbildung und fachlicher Austausch noch mehr zum 
Erlebnis. Zusätzlich wird es wieder spannende Online-Formate vom 8. bis 10. Juni geben.

Das erwartet Sie in Freiburg: 
•  Fortbildungen in zahlreichen Rechtsgebieten
•  praktische Tipps und Inspirationen für Ihre aktuelle und künftige Berufsausübung
•  fachliche Austauschmöglichkeiten mit deutschen und europäischen Kolleginnen und Kollegen
• besonderer Fokus auf Zukunftsthemen, insbesondere zum Nutzen von KI für die Anwaltschaft
•  eine Fachmesse mit über 50 Ausstellern

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme! 

anwaltstag.de

Deutscher 
Anwaltstag 
2026

#anwaltstag26 

Der neue Deutsche 
Anwaltstag: Kommen Sie mit 
in die Zukunft!

ANWALTSCHAFT 
IM AUFBRUCH – 

Jetzt anmelden 
& informieren:

ZUKUNFT  
GESTALTEN

DAT26-Anz-A4-Start.indd   1DAT26-Anz-A4-Start.indd   1 19.01.26   15:4219.01.26   15:42
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Prof. Dr. Matthias Kilian  
Direktor des Soldan Instituts 

sowie des Instituts für Anwaltsrecht der 
Universität zu Köln

Aufstieg statt Gründung
Kanzleieinsteiger als 
Anwaltsunternehmer

Nach Beiträgen zu angestellten Junganwälten und jungen Kanzleigründern 
richtet die Kolumne mit diesem Beitrag den Blick auf eine dritte Teilgruppe der 
jungen Anwaltschaft: Jene jungen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die 

in eine bereits bestehende Kanzlei als Mitunternehmer einsteigen. Sie sind sel-
tener als Neugründer – aber wirtschaftlich häufig auf soliderem Terrain.

TEXT PROF. DR. MATTTHIAS KILIAN

I. Einleitung

Die aktuelle Junge Anwälte-Studie des 
Soldan Instituts1 hat einen allgemein 
wahrgenommenen Befund empirisch 
nachgewiesen: Anwaltliches Unterneh-
mertum ist, wie an dieser Stelle bereits 
erörtert wurde2, in der jungen Anwalt-
schaft nicht länger das Massenphäno-
men, das es bis zur Jahrtausendwende 
war. Wer es dennoch anstrebt, hat zwei 
grundsätzlich verschiedene Optionen: 
Die Neugründung einer Kanzlei oder den 
Einstieg in eine bereits bestehende Kanz-
lei als Mitunternehmer (gewissermaßen 
ein Mittelweg ist die – im Vergleich hierzu 
aber seltene – Neugründung einer Kanz-
lei, die an eine bereits bestehende Büro-
gemeinschaft angegliedert wird). Dieser 
Beitrag nimmt, nachdem Kanzleigrün-
der bereits näher betrachtet worden sind, 
solche „Kanzleieinsteiger“ in den Blick.3 

Der Einstieg in eine bestehende Kanzlei 
als Mitunternehmer ist konzeptionell auf 
verschiedenen Wegen denkbar. Er kann als 
klassischer Kanzleikauf erfolgen – durch 
Übernahme einer etablierten Praxis eines 
aus dem Beruf ausscheidenden älteren 
Kollegen gegen Zahlung eines Kaufprei-
ses und/oder Versorgungszusagen. Früher 
ein durchaus beliebtes Modell, lassen sich 
regelrechte Kanzleikäufe heute bei Rechts-
anwälten – anders als etwa bei Steuerbe-
ratern – empirisch praktisch nicht mehr 
messen. Kanzeleinsteiger sind heute fast 
ausschließlich Rechtsanwälte, bei denen 
es zu einem Aufrücken aus der abhängi-
gen Beschäftigung in die Gesellschafter-
rolle einer bestehenden oder – selten – 
hierdurch neu entstehenden Berufsaus-
übungsgesellschaft kommt.

II. Einstiegswege und -motive
Fünf Prozent der befragten Junganwälte 
mit einer Berufszugehörigkeit von maxi-
mal achteinhalb Jahren lassen sich der 
Kategorie „Kanzleieinsteiger“ zuordnen 
– erheblich weniger als Kanzleigründer 
(rund 15 Prozent). Innerhalb der Gruppe 
der unternehmerisch tätigen Jungan-
wälte sind sie mit 28 Prozent aber eine 
eigenständige und beachtenswerte Teil-
gruppe. Wie die Einsteiger in Kontakt mit 
der aufnehmenden Kanzlei kommen, ist 
aufschlussreich: 66 Prozent kannten sie 
bereits aus früherer anwaltlicher Tätigkeit, 
fünf Prozent aus der Anwaltsstation im 
Referendariat. Der wichtigste Einstiegs-
weg ist also die eigene Vorgeschichte in 
der Kanzlei selbst – und dieser Weg hat 
gegenüber der Vorgängerstudie4 noch an 
Bedeutung gewonnen (von 60 auf 66 Pro-

zent). Kollegiale Netzwerke (neun Pro-
zent) und Stelleninserate (zwei Prozent), 
einst häufiger genutzte Türöffner, haben 
erheblich an Bedeutung verloren (zuvor 25 
bzw. 22 Prozent).

Die Motive für den Einstieg in eine 
bestehende Kanzlei unterscheiden sich 
teilweise erheblich von jenen bei einer Neu-
gründung. Der Wunsch nach selbstständi-
ger Berufstätigkeit steht mit 86 Prozent 
wie bei Kanzleigründern an erster Stelle. 
Erheblich häufiger als Neugründer nennen 
Einsteiger jedoch bessere Verdienstmög-
lichkeiten als Motiv (70 gegenüber 53 Pro-
zent) – eine plausible Erwartungshaltung, 
da der Einstieg in eine bereits am Markt 
etablierte Kanzlei mit einem gewachsenen 
Mandantenstamm wirtschaftlich unmit-
telbarer Früchte trägt als der Aufbau einer 
Kanzlei. Schlechte Erfahrungen beim frü-
heren Arbeitgeber spielen hingegen eine 
deutlich geringere Rolle (13 gegenüber 28 
Prozent): Auch dies ist naheliegend, da 
der Wechsel in die Mitunternehmerschaft 

1	 Vom Soldan Institut wurden zum Jahreswechsel 
2023/24 insgesamt 2.557 junge Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte der Zulassungsjahrgänge 2015 bis 
2021 zu Qualifikationen, Berufswahl, Berufseinstieg und 
beruflicher Entwicklung befragt.

2	 Hierzu mit Blick auf angestellte Junganwälte Kilian, 
AnwBl. 2025, 76 f.; zu jungen Kanzleigründern Kilian, 
AnwBl. 2025, 172 f.

3	 Ausführlicher hierüber wird der 2026 erscheinende 
Forschungsbericht Kilian, Berufswahl und berufliche 
Entwicklung junger Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte (Arbeitstitel), berichten.

4	 Soweit in diesem Beitrag Langzeitvergleiche ange-
stellt werden, beziehen sich diese auf die Vorgänger-
studie Kilian, Die Junge Anwaltschaft, 2014 (Befragung 
der Zulassungsjahrgänge 2004 bis 2010 im Jahr 2012).

https://doi.org/10.70919/anwbl10196



AnwBl 2 / 2026 |   175

Kanzleieinsteiger 

28 %
der anwaltlichen Jungunter-

nehmer sind Kanzleieinsteiger. 

70 %
der Einsteiger setzen auf 

bessere Verdeinstmöglich-
keiten.

47 %
steigen erst nach vier Jah-

ren oder später in eine beste-
hende Kanzlei ein.

22 %
der Einsteiger müssen einen 

Kaufpreis entrichten.

235.000 
EURO

durchschnittlicher  
Honorarumsatz.

häufig gerade in der Kanzlei des bisherigen 
Arbeitgebers erfolgt.

III. Einstiegsphase
Einsteiger vollziehen den Schritt in die 
Mitunternehmerschaft deutlich später 
als Neugründer. Während 51 Prozent der 
Kanzleigründer mit höchstens einem Jahr 
Berufserfahrung in das Unternehmertum 
gehen, trifft dies nur auf ein Drittel der 
Einsteiger zu. 47 Prozent steigen erst im 
vierten Jahr nach Zulassung oder später 
in eine bestehende Kanzlei ein – bei Neu-
gründern sind es nur 26 Prozent, die zu 
diesem Zeitpunkt unternehmerisch aktiv 
werden. Die Gründe liegen auf der Hand: 
Der Einstieg in eine bestehende Berufsaus-
übungsgesellschaft erfordert typischer-
weise eine mehrjährige Bewährungsphase 
als Angestellter, in der Kompetenz und 
Vertrauen aufgebaut werden müssen, das 
den Junganwalt für künftige Mitgesell-
schafter interessant macht.

Die Kanzleien, in die eingestiegen wird, 
sind in der Gegenwart fast immer speziali-
siert: 45 Prozent sind auf ein Rechtsgebiet 
ausgerichtet, 40 Prozent vereinen mehrere 
Spezialisten unterschiedlicher Fachrich-
tungen unter einem Dach, 21 Prozent sind 
auf eine bestimmte Mandantenzielgruppe 
gerichtet. Allgemeinkanzleien spielen mit 
16 Prozent nur noch eine marginale Rolle – 
gegenüber 39 Prozent in der Vorgängerstu-
die. Im Vergleich zu Kanzleigründern, bei 
denen noch 32 Prozent als Allgemeinkanz-
lei firmieren, zeigt sich, dass länger etab-
lierte Kanzleien, die neue Gesellschafter 
aufnehmen, ihre Spezialisierung bereits 
ausgeprägt haben.

Nur eine Minderheit der Einsteiger – 22 
Prozent – muss beim Einstieg einen Kauf-
preis entrichten. Bei der Übernahme eines 
Gesellschaftsanteils beträgt dieser im Mit-
tel 124.000 Euro.5 Häufiger erfolgt die Auf-
nahme in den Gesellschafterkreis ohne 
unmittelbare Gegenleistung. Die Finan-
zierungsstruktur unterscheidet sich von 
der der Neugründer: Nur 53 Prozent der 
Einsteiger greifen (auch) auf eigene Mittel 
zurück (Gründer: 89 Prozent), dafür nut-
zen 23 Prozent bankübliche Investitions-
kredite und 17 Prozent staatlich geförderte 
Existenzgründungskredite.

IV. Wirtschaftliches
Wirtschaftlich erweist sich der Einstieg in 
eine bestehende Berufsausübungsgesell-
schaft als solide Basis. Einsteiger erzielen 
persönliche Honorarumsätze von durch-
schnittlich rund 235.000 Euro – gegen-
über rund 75.000 Euro bei Gründern eines 
Einzelunternehmens und rund 125.000 
Euro bei Gründern einer Berufsaus-
übungsgesellschaft. Der entscheidende 
Vorteil liegt auf der Hand: Eine länger 
bestehende Kanzlei verfügt bereits über 
einen gewachsenen Mandantenstamm 

und einen – im Vergleich zu Neugründun-
gen – deutlich höheren Anteil gewerbli-
cher Mandate (rund 49 gegenüber 33 Pro-
zent bei Neugründern), die typischer-
weise Garant für höhere Umsätze sind. 
Interessanterweise fällt die retrospek-
tive Bewertung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung bei Einsteigern aber etwas ver-
haltener aus als bei Gründern: 40 Prozent 
berichten von einer positiver als erwar-
tet verlaufenen Entwicklung (Gründer: 
53 Prozent), 19 Prozent von einer enttäu-
schenden (Gründer: 13 Prozent). Mög-
licherweise sind die Erwartungen beim 
Einstieg in eine bereits etablierte Kanz-
lei von vornherein höher – was die Mess-
latte für eine positive Überraschung ent-
sprechend anhebt.

Das drängendste Problem von Kanz-
leieinsteigern ist das Recruitment qua-
lifizierten Personals – noch ausgepräg-
ter als bei Neugründern. Die Schwierig-
keit, nicht-anwaltliches Personal zu rek-
rutieren, hat sich auf einer Skala von 1 = 
kein Problem bis 5 = großes Problem im 
Vergleich zur Vorgängerstudie von 2,5 
auf 3,5 erhöht, beim anwaltlichen Perso-
nal von 2,3 auf 3,0. Auch hohe Kostenquo-
ten (3,0) und Arbeitsbelastung (3,0) berei-
ten erhebliche Mühe. Gesunken sind hin-
gegen wettbewerbsbasierte Probleme wie 
eine zu geringe Zahl von Mandanten oder 
starker Konkurrenzdruck – ein Befund, der 
bei Neugründern gleichermaßen zu beob-
achten ist und die verbesserten Marktbe-
dingungen für anwaltliches Unternehmer-
tum insgesamt widerspiegelt.

V. Fazit
Die Befunde der fünften „Junge Anwälte-
Studie“6 zeigen: Kanzleieinsteiger sind 
seltener als Neugründer, starten spä-
ter, finanzieren anders – und bewegen 
sich wirtschaftlich häufig auf lukrative-
rem Terrain. Der Einstieg in eine beste-
hende Kanzlei ist ein Modell anwaltlichen 
Unternehmertums, das seine eigene Logik 
hat: Wer sich gewissermaßen hochdient, 
eine Kanzlei von innen kennenlernt und 
zur rechten Zeit den Schritt in die Mitun-
ternehmerschaft wagt, kann von einem 
gewachsenen Mandantenstamm, einer 
etablierten Marktposition und höheren 
Umsätzen profitieren als Kanzleigründer 
– bei freilich höheren Einstiegshürden 
und mehr Fremdbestimmtheit als beim 
Weg in die Selbstständigkeit über eine 
Neugründung. 

5	 Bei der Übernahme eines anwaltlichen Einzelunter-
nehmens liegt der Wert bei durchschnittlich 32.000 Euro; 
er ist aber aufgrund der sehr geringen Zahl von Kanzlei-
käufern statistisch nicht belastbar.

6	 Neben den bereits erwähnten Hommerich, Anwalt-
schaft unter Expansionsdruck, 1988 (Zulassungsjahr-
gänge 1980 bis 1985); Hommerich/Kilian, Die Berufs-
situation junger Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 
2006 (Zulassungsjahrgang 2003).


